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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 215/2001 DES RATES
vom 29. Januar 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2791/1999 mit Kontrollmaßnahmen für den Bereich des
Übereinkommens über die künftige multilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei im

Nordostatlantik

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 2791/
1999 (3) gelten einige Artikel als Ad-hoc-Regelung bis
zum 31. Dezember 2000, wobei die Kommission vor
dem 30. September 2000 geeignete Vorschläge für eine
endgültige Regelung vorlegen muss.

(2) Bis zur Vorlage eines Vorschlags für eine endgültige
Regelung sollte vorgesehen werden, die Anwendung von
Artikel 6 Absatz 3 sowie der Artikel 8, 10 und 11 als
Ad-hoc-Regelung bis zum 31. Dezember 2002 zu
verlängern.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 2791/1999 ist entsprechend
zu ändern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2791/1999 wird wie folgt geändert:

1. Die Fußnoten zu Artikel 6 Absatz 3 sowie zu den Artikeln
8, 10 und 11 werden gestrichen.

2. In Artikel 30 wird das Datum „31. Dezember 2000“ jeweils
durch den „31. Dezember 2002“ und das Datum „30.
September 2000“ durch den „30. September 2002“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2001.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 29. Januar 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. WINBERG

(1) Vorschlag vom 31. Oktober 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröf-
fentlicht).

(2) Stellungnahme vom 17. Januar 2001 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(3) ABl. L 337 vom 30.12.1999, S. 1.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 216/2001 DES RATES
vom 29. Januar 2001

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 über die gemeinsame Marktorganisation für
Bananen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit den Lieferländern und den übrigen Beteiligten
wurden zahlreiche intensive Kontaktgespräche geführt,
um die Beanstandungen der mit der Verordnung (EWG)
Nr. 404/93 (4) eingeführten Einfuhrregelung für Bananen
auszuräumen und um die Schlussfolgerungen der
Sondergruppe zu berücksichtigen, die im Rahmen des
Streitbeilegungsverfahrens der Welthandelsorganisation
(WTO) eingesetzt worden ist.

(2) Die Analyse aller von der Kommission vorgeschlagenen
Optionen führt zu dem Schluss, dass die mittelfristige
Einführung einer Einfuhrregelung, die sich auf einen Zoll
von geeigneter Höhe und eine Zollpräferenz für die
Einfuhren aus den AKP-Staaten stützt, die besten Garan-
tien bietet, um einerseits die Ziele der gemeinsamen
Marktorganisation in Bezug auf die Gemeinschaftserzeu-
gung und die Verbrauchernachfrage zu verwirklichen
und andererseits die Regeln des internationalen Handels
einzuhalten und so neuerlichen Beanstandungen zuvor-
zukommen.

(3) Die Einführung einer solchen Regelung kann jedoch erst
nach Abschluss von Verhandlungen erfolgen, die mit
den Partnern der Gemeinschaft nach den Verfahren der
WTO, insbesondere auf der Grundlage von Artikel
XXVIII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
(GATT), geführt werden. Das Ergebnis dieser Verhand-
lungen ist dem Rat zur Genehmigung vorzulegen; der
Rat hat gemäß dem Vertrag auch den anzuwendenden
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs festzusetzen.

(4) Bis zum Inkrafttreten dieser Regelung sollte die Versor-
gung der Gemeinschaft im Rahmen mehrerer Zollkon-
tingente sichergestellt werden, die für Einfuhren aus allen
Ursprungsländem eröffnet und unter Berücksichtigung
der Empfehlungen des Streitbeilegungsgremiums ange-
passt werden. Hierzu wird ein erstes Basiszollkontingent

in Höhe von 2 200 000 t zu einem in der WTO konso-
lidierten Zollsatz von 75 EUR eröffnet. Daneben wird
ein zweites Zollkontingent mit demselben Zollsatz
eröffnet, das dem zusätzlichen Zollkontingent in Höhe
von 353 000 t entspricht, mit dem die gestiegene Nach-
frage nach der Erweiterung der Gemeinschaft im Jahr
1995 gedeckt werden sollte. Um eine ausreichende
Versorgung der Gemeinschaft zu gewährleisten, sollte
außerdem ein drittes autonomes Zollkontingent in Höhe
von 850 000 t eröffnet werden, das ebenfalls für alle
Ursprungsländer gilt. Im Rahmen dieses letzteren Zoll-
kontingents sollte vorgesehen werden, dass der anwend-
bare Zollsatz nach einem geeigneten Verfahren herabge-
setzt werden kann, um eine effektive Einfuhr von
Bananen mit Ursprung in Drittländem zu ermöglichen,
die nicht in den Genuss der Zollpräferenz für Bananen
mit Ursprung in AKP-Ländern gelangen.

(5) In Anbetracht der gegenüber den AKP-Staaten eingegan-
genen Verpflichtungen und der Notwendigkeit, ihnen
angemessene Wettbewerbsbedingungen zu garantieren,
soll die Anwendung einer Zollpräferenz von 300 EUR je
Tonne bei der Einfuhr von Bananen aus diesen Ländern
die Aufrechterhaltung dieser Handelsströme ermögli-
chen. Dies führt insbesondere dazu, dass für diese
Einfuhren im Rahmen der drei Zollkontingente ein Zoll-
satz Null gilt.

(6) Die Kommission sollte ermächtigt werden, Verhand-
lungen mit den Lieferländem aufzunehmen, die ein
wesentliches Interesse an der Versorgung des Gemein-
schaftsmarktes haben, um eine einvemehmliche Auftei-
lung der beiden ersten Zollkontingente vornehmen zu
können. Außerdem sollte der Kommission die Zustän-
digkeit für die Festlegung der Einzelheiten der Verwal-
tung der mit dieser Verordnung eingeführten Zollkontin-
gente übertragen werden.

(7) Es sind Bestimmungen vorzusehen, die eine Änderung
des zusätzlichen Zollkontingents in Höhe von
353 000 t ermöglichen, wenn die Bedarfsvorausschät-
zung eine steigende Nachfrage in der Gemeinschaft
erkennen lässt. Außerdem ist eine Regelung festzulegen,
nach der geeignete Sondermaßnahmen getroffen werden
können, um außergewöhnlichen Umständen Rechnung
zu tragen, die die Versorgung des Gemeinschaftsmarktes
gefährden könnten.

(8) Die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 ist entsprechend zu
ändern —

(1) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S. 28.
(2) Stellungnahme vom 13. Dezember 2000 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) ABl. C 140 vom 18.5.2000, S. 6.
(4) ABl. L 47 vom 25.2.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch

die Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 (ABl. L 160 vom 26.6.1999,
S. 80).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 wird wie folgt geändert:

1. Die Artikel 16 bis 20 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 16

(1) Der vorliegende Artikel und die Artikel 17 bis 20
gelten für die Einfuhr frischer Erzeugnisse des KN-Codes
ex 0803 00 19, bis spätestens am 1. Januar 2006 der Zoll-
satz des Gemeinsamen Zolltarifs für diese Erzeugnisse in
Kraft tritt, der nach Abschluss des in Artikel XXVIII des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) vorge-
sehenen Verfahrens festgesetzt wird.

(2) Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 genannten
Zollsatzes erfolgt die Einfuhr der dort genannten frischen
Erzeugnisse im Rahmen der mit Artikel 18 eröffneten Zoll-
kontingente.

Artikel 17

Soweit erforderlich, ist für die Einfuhr von Bananen in die
Gemeinschaft eine Einfuhrlizenz vorzulegen, die von den
Mitgliedstaaten allen Interessenten unabhängig von ihrem
Sitz in der Gemeinschaft auf Antrag erteilt wird; Sonder-
bestimmungen für die Anwendung der Artikel 18 und 19
bleiben hiervon unberührt.

Die Einfuhrlizenz gilt für die gesamte Gemeinschaft. Vorbe-
haltlich etwaiger nach dem Verfahren des Artikels 27 festge-
legter Ausnahmen muss für die Erteilung der Lizenzen eine
Sicherheit geleistet werden, die gewährleistet, dass die
Einfuhrverpflichtung unter den Bedingungen dieser Verord-
nung und während der Gültigkeitsdauer der Lizenz erfüllt
wird. Die Sicherheit wird außer in Fällen höherer Gewalt
ganz oder teilweise einbehalten, wenn das Geschäft nicht
oder nur teilweise innerhalb der Gültigkeitsdauer der Lizenz
abgewickelt wird.

Artikel 18

(1) Jährlich werden ab dem 1. Januar die folgenden Zoll-
kontingente eröffnet:

a) ein Zollkontingent in Höhe von 2 200 000 t (Nettoge-
wicht), nachstehend ‚Kontingent A‘ genannt;

b) ein zusätzliches Zollkontingent in Höhe von 353 000 t
(Nettogewicht), nachstehend ‚Kontingent B‘ genannt;

c) ein autonomes Zollkontingent in Höhe von 850 000 t
(Nettogewicht), nachstehend ‚Kontingent C‘ genannt.

Diese Zollkontingente werden für die Einfuhr von Erzeug-
nissen mit Ursprung in allen Drittländern eröffnet.

Die Kommission ist auf der Grundlage einer Vereinbarung
mit den Vertragsparteien der Welthandelsorganisation
(WTO), die ein wesentliches Interesse an der Lieferung von

Bananen haben, ermächtigt, die Zollkontingente ‚A‘ und ‚B‘
auf die Lieferländer aufzuteilen.

(2) Im Rahmen der Zollkontingente ‚A‘ und ‚B‘ wird auf
die Einfuhren ein Zollsatz von 75 EUR/t erhoben.

(3) Im Rahmen des Zollkontingents ‚C‘ wird auf die
Einfuhren ein Zollsatz von 300 EUR/t erhoben.

Die Kommission kann den in Unterabsatz 1 genannten
Zollsatz im Jahresverlauf soweit herabsetzen, wie sich dies
als erforderlich erweist, um die effektive Einfuhr von
Bananen mit Ursprung in Drittländem zu ermöglichen, die
nicht in den Genuss der Zollpräferenz nach Absatz 4
gelangen.

Die Durchführungsvorschriften zu diesem Absatz werden
nach dem Verfahren des Artikels 27 festgelegt.

(4) Auf die Einfuhren mit Ursprung in den AKP-Staaten
im Rahmen sowie außerhalb der Zollkontingente wird eine
Zollpräferenz in Höhe von 300 EUR/t angewendet.

(5) Die in diesem Artikel vorgesehenen Zollsätze werden
in Landeswährung unter Zugrundelegung des Satzes umge-
rechnet, der für die betreffenden Erzeugnisse im Rahmen
des Gemeinsamen Zolltarifs gilt.

(6) Das zusätzliche Zollkontingent gemäß Absatz 1
Buchstabe b) kann aufgestockt werden, wenn aufgrund der
Bedarfsvorausschätzung anhand der Produktion, des
Verbrauchs sowie der Ein- und Ausfuhren festgestellt wird,
dass die Nachfrage in der Gemeinschaft steigt.

Die Genehmigung der Bedarfsvorausschätzung sowie die
Aufstockung des Zollkontingents erfolgen nach dem
Verfahren des Artikels 27.

(7) Die Kommission erlässt nach dem Verfahren des Arti-
kels 27 erforderlichenfalls die notwendigen Sondermaß-
nahmen, wenn die Versorgung des Gemeinschaftsmarktes
durch außergewöhnliche Umstände, die die Produktions-
oder die Einfuhrbedingungen berühren, beeinträchtigt ist.

In diesem Fall kann das zusätzliche Zollkontingent ‚B‘ auf
der Grundlage der in Absatz 6 genannten Bedarfsvoraus-
schätzung angepasst werden. Die Sondermaßnahmen
können von den in Anwendung von Artikel 19 Absatz 1
erlassenen Bestimmungen abweichen. Jede Diskriminierung
zwischen den einzelnen Drittländern ist zu vermeiden.

(8) Die Mengen, die wieder aus der Gemeinschaft ausge-
führt werden, werden nicht auf die entsprechenden Zollkon-
tingente angerechnet.

Artikel 19

(1) Die Verwaltung der Zollkontingente kann nach der
Methode der traditionellen Handelsströme (traditionelle/
neue) und/oder nach anderen Methoden erfolgen.

(2) Die gewählte Methode trägt gegebenenfalls der
Notwendigkeit einer gleichmäßigen Versorgung des
Gemeinschaftsmarktes Rechnung.
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Artikel 20

Die Kommission erlässt die Durchführungsbestimmungen
zu diesem Artikel nach dem Verfahren des Artikels 27. Sie
betreffen insbesondere:

a) die Einzelheiten der Verwaltung der in Artikel 18
genannten Zollkontingente;

b) soweit erforderlich, die Garantien in Bezug auf Art und
Ursprung der Erzeugnisse;

c) die notwendigen Maßnahmen zur Einhaltung der
Verpflichtungen, die sich aus den von der Gemeinschaft
in Übereinstimmung mit Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergeben.“

2. In Artikel 29 erhält der siebte Gedankenstrich folgende
Fassung:

„— Informationen über die in ihrem Gebiet vermarkteten
Mengen an Gemeinschaftsbananen, Bananen mit
Ursprung in den AKP-Staaten und Bananen mit
Ursprung in den Nicht-AKP-Drittländern,“.

3. Der Anhang wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. April 2001. Die Kommission kann diesen Zeit-
punkt jedoch nach dem Verfahren des Artikels 27 längstens bis
zum 1. Juli 2001 hinausschieben, wenn sich dies zur Durch-
führung der bezüglich der Verwaltung der Zollkontingentsrege-
lung vorgenommenen Änderungen als erforderlich erweist.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 29. Januar 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. WINBERG



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften2.2.2001 L 31/5

VERORDNUNG (EG) Nr. 217/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. Februar 2001 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 103,1
204 48,8
999 75,9

0707 00 05 052 95,9
624 196,9
999 146,4

0709 90 70 052 115,0
204 66,9
999 91,0

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 42,0
204 53,6
212 42,1
624 68,5
999 51,5

0805 20 10 204 106,4
999 106,4

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90 052 73,8

204 105,1
600 75,5
624 79,7
662 47,1
999 76,2

0805 30 10 052 60,4
600 57,8
999 59,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 400 88,4
404 90,9
720 124,0
728 79,8
999 95,8

0808 20 50 052 189,0
388 111,1
400 100,1
999 133,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000,
S. 14). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 218/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

über den Umfang, in dem den Anträgen auf Einfuhrlizenzen für bestimmte Milch- und Milcher-
zeugnisse stattgegeben werden kann, die im Januar 2001 im Rahmen der Regelungen gemäß den
Europa-Abkommen zwischen der Gemeinschaft und der Republik Ungarn, der Republik Polen, der
Tschechischen Republik, der Slowakischen Republik, Bulgarien, Rumänien und Slowenien und der
Regelung gemäß dem Freihandelsabkommen zwischen der Gemeinschaft und den baltischen

Staaten eingereicht wurden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1670/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2508/97 der Kommission
vom 15. Dezember 1997 zur Festlegung der den Sektor Milch
und Milcherzeugnisse betreffenden Durchführungsbestim-
mungen zu den Regelungen gemäß den Europa-Abkommen
zwischen der Gemeinschaft und der Republik Ungarn, der
Republik Polen, der Tschechischen Republik, der Slowakischen
Republik, Bulgarien, Rumänien und Slowenien und zu der
Regelung gemäß den Freihandelsabkommen zwischen der
Gemeinschaft und den baltischen Staaten (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2856/2000 (4), insbesondere
auf Artikel 4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Anträge auf Einfuhrlizenzen für die in der Verordnung (EG)
Nr. 2508/97 genannten Erzeugnisse überschreiten bei
bestimmten Erzeugnissen die für diese Erzeugnisse verfügbaren
Mengen. Infolgedessen müssen für bestimmte, für die Zeit vom
1. Januar bis 30. Juni 2001 beantragte Mengen Zuteilungskoef-
fizienten festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die für den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2001 gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 2508/97 beantragten Einfuhrlizenzen
werden für die im Anhang genannten Ursprungsländer und
Erzeugnisse der KN-Codes angenommmen. Auf die beantragten
Mengen wird der ebenfalls im Anhang angegebene Zuteilungs-
koeffizient angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel den 1. Februar 2001.

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 10.
(3) ABl. L 345 vom 16.12.1997, S. 31.
(4) ABl. L 332 vom 28.12.2000, S. 49.
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ANHANG

Land Polen Tschechische Republik Slowakische Republik Ungarn Rumänien

KN-Code
und

0402 10 19
0402 21 19
0402 21 99

0405 10 11
0405 10 19
0405 10 30
0405 10 50
0405 10 90
0405 20 90

0406 0402 10 19
0402 21 19
0402 21 91

0405 10 11
0405 10 19
0405 10 30
0405 10 50
0405 20 90

0406 0402 10 19
0402 21 19
0402 21 91

0405 10 11
0405 10 19
0405 10 30
0405 10 50
0405 20 90

0406 0402 10 0406 0406

laufende Nummer 09.4813 09.4814 09.4815 09.4611 09.4612 09.4613 09.4611 09.4612 09.4613 09.4731 09.4733 09.4758

Zuteilungskoeffizient 0,0045 0,0045 0,0097 0,0045 0,0043 0,0097 0,0047 0,0043 0,0078 0,0072 0,0084 0,1939

Land Bulgarien Slowenien Republik Estland

KN-Code
und

0406 0402 10
0402 21

0403 10 0406 90 0401 30 0402 10 19
0402 21 19

0403 10 11
0403 10 13
0403 10 19

0403 90 59
0403 90 61
0403 90 63
0403 90 69

0405 10 11
0405 10 19

ex 0406 ex 0406 10

laufende Nummer 09.4660 09.4086 09.4087 09.4088 09.4578 09.4546 09.4579 09.4580 09.4547 09.4581 09.4582

Zuteilungskoeffizient 1,0000 0,0411 — 0,0219 0,0121 0,0044 — 0,0449 0,0045 0,0065 0,0231

Land Republik Lettland Republik Litauen

KN-Code
und

0402 10 19
0402 21 19

0402 29 0405 10 0406 0402 10 19
0402 21 19

0402 99 11 0405 10 11
0405 10 19

0406

laufende Nummer 09.4549 09.4550 09.4551 09.4552 09.4554 09.4567 09.4556 09.4557

Zuteilungskoeffizient 0,0048 — 0,0044 0,0048 0,0044 — 0,0044 0,0049
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VERORDNUNG (EG) Nr. 219/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Knoblauch mit Ursprung in China

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über eine gemeinsame Marktorganisation
für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2826/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1104/2000 der Kommis-
sion vom 25. Mai 2000 über eine Schutzmaßnahme bei der
Einfuhr von Knoblauch mit Ursprung in China (3), insbesondere
auf Artikel 1 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1859/93 der
Kommission (4), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2872/2000 (5), wird aus Drittländern eingeführter Knob-
lauch in der Gemeinschaft nur gegen Vorlage einer
Einfuhrlizenz zum freien Verkehr abgefertigt.

(2) Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1104/2000 werden für die zwischen dem 29. Mai 2000
und 31. Mai 2001 gestellten Anträge Einfuhrlizenzen für
Knoblauch mit Ursprung in China nur im Rahmen einer
monatlichen Höchstmenge erteilt.

(3) Nach den Kriterien gemäß Artikel 1 Absatz 2 der vorge-
nannten Verordnung und in Anbetracht der bereits
erteilten Einfuhrlizenzen überschreiten die am 29. Januar

2001 beantragten Mengen die in der genannten Verord-
nung für den Monat Februar 2001 genannte Höchst-
menge. Daher ist festzulegen, in welchem Umfang für
diese Anträge Einfuhrlizenzen erteilt werden können.
Infolgedessen ist die Erteilung von Lizenzen für Anträge
auszusetzen, die nach dem 29. Januar 2001 und vor dem
26. Februar 2001 gestellt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Anbetracht der der Kommission am 29. Januar 2001 vorlie-
genden Informationen werden die am 31. Januar 2001 bean-
tragten Einfuhrlizenzen gemäß Artikel 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1859/93 für Knoblauch des KN-Codes 0703 20 00
mit Ursprung in China für eine Menge erteilt, die 0,4597 % der
beantragten Menge entspricht.

Den nach dem 29. Januar 2001 und vor dem 26. Februar 2001
gestellten Anträgen auf Erteilung einer Einfuhrlizenz für die
vorgenannten Erzeugnisse wird nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 1.
(2) ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2.
(3) ABl. L 125 vom 26.5.2000, S. 21.
(4) ABl. L 170 vom 13.7.1993, S. 10.
(5) ABl. L 333 vom 29.12.2000, S. 49.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 220/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern mit Ausnahme
von verschiedenen AKP-Ländern wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 1701/2000 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2019/2000 (6),
eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 26. Januar bis zum 1. Februar 2001 im Rahmen
der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/2000
eingereichten Angebote auf 13,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 195 vom 1.8.2000, S. 18.
(6) ABl. L 241 vom 26.9.2000, S. 37.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 221/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2014/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach bestimmten AKP-Staaten wurde
durch die Verordnung (EG) Nr. 2014/2000 der Kommis-
sion (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 26. Januar bis zum 1. Februar 2001, im Rahmen
der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2014/2000
eingereichten Angebote auf 15,50 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 241 vom 26.9.2000, S. 23.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 222/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Gerste nach allen Drittländern mit Ausnahme der Verei-
nigten Staaten von Amerika und Kanada wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 2317/2000 der Kommission (5)
eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für die
vom 26. Januar bis zum 1. Februar 2001 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/2000
eingereichten Angebote auf 0,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 267 vom 20.10.2000, S. 23.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 223/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Roggen im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1740/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Roggen nach allen Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1740/2000 der
Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Roggen wird für die
vom 26. Januar bis zum 1. Februar 2001 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1740/2000
eingereichten Angebote auf 40,95 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 199 vom 5.8.2000, S. 3.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 224/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2097/2000 der Kommis-
sion vom 3. Oktober 2000 über eine besondere Interventions-
maßnahme für Getreide in Finnland und Schweden (5), insbe-
sondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 2097/2000 eröffnet.

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000
vom 26. Januar bis zum 1. Februar 2001 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 249 vom 4.10.2000, S. 15.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 225/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Malz anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt und nach Maßgabe des im Monat der Ausfuhr
gültigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf ein
Ausfuhrgeschäft angewandt, das während der Gültig-
keitsdauer dieser Ausfuhrlizenz durchgeführt werden
soll. In diesem Fall kann der Erstattungsbetrag berichtigt
werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4), kann für in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/
92 genanntes Malz ein Berichtigungsbetrag festgesetzt
werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss unter Berück-
sichtigung der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet werden.

(3) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Betrag der Berichtigung entsprechend dem dieser
Verordnung angefügten Anhang festgesetzt werden
muss.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/
92 genannte Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstat-
tungsbeträge für die Ausfuhr von Malz zu berichtigen sind, ist
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7. (4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 1. Februar 2001 zur Änderung der bei der Erstattung für Malz anzuwen-
denden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat
2

1. Term.

3

2. Term.

4

3. Term.

5

4. Term.

6

5. Term.

7

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 0 –1,27 –2,54 –3,81 –5,08 –6,35
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 0 –1,27 –2,54 –3,81 –5,08 –6,35
1107 20 00 9000 A00 0 –1,49 –2,98 –4,47 –5,96 –7,45

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung 6. Term.
8

7. Term.
9

8. Term.
10

9. Term.
11

10. Term.
12

11. Term.
1

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 –7,62 –8,89 — — — —
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 –7,62 –8,89 — — — —
1107 20 00 9000 A00 –8,94 –10,43 — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission
(ABl. L 243 vom 28.9.2000 S. 14) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 226/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4), kann für die in Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbetrag
festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss
unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung

(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse
mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2.2.2001L 31/18

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 1. Februar 2001 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat
2

1. Term.

3

2. Term.

4

3. Term.

5

4. Term.

6

5. Term.

7

6. Term.

8

1001 10 00 9200 — — — — — — — —
1001 10 00 9400 — — — — — — — —
1001 90 91 9000 — — — — — — — —
1001 90 99 9000 A00 0 –1,00 –2,00 –3,00 –4,00 — —
1002 00 00 9000 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1003 00 10 9000 — — — — — — — —
1003 00 90 9000 A00 0 –1,00 –2,00 –3,00 –4,00 — —
1004 00 00 9200 — — — — — — — —
1004 00 00 9400 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1005 10 90 9000 — — — — — — — —
1005 90 00 9000 A00 0 –1,00 –2,00 –3,00 –4,00 — —
1007 00 90 9000 — — — — — — — —
1008 20 00 9000 — — — — — — — —
1101 00 11 9000 — — — — — — — —
1101 00 15 9100 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1101 00 15 9130 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1101 00 15 9150 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1101 00 15 9170 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1101 00 15 9180 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1101 00 15 9190 — — — — — — — —
1101 00 90 9000 — — — — — — — —
1102 10 00 9500 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1102 10 00 9700 A00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 — —
1102 10 00 9900 — — — — — — — —
1103 11 10 9200 A00 0 –1,50 –3,00 –4,50 –6,00 — —
1103 11 10 9400 A00 0 –1,34 –2,68 –4,02 –5,36 — —
1103 11 10 9900 — — — — — — — —
1103 11 90 9200 A00 0 –1,37 –2,74 –4,11 –5,48 — —
1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000, S.
14) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 227/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Februar 2001

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein-
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli-
chen werden kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2513/98 (4), aufgeführt sind.

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-

menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muss mindestens einmal monatlich fest-
gesetzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums
abgeändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten
Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Februar 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Februar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 1. Februar 2001 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

1001 10 00 9200 — EUR/t —

1001 10 00 9400 — EUR/t —

1001 90 91 9000 — EUR/t —

1001 90 99 9000 A00 EUR/t 0

1002 00 00 9000 A00 EUR/t 0

1003 00 10 9000 — EUR/t —

1003 00 90 9000 A00 EUR/t 0

1004 00 00 9200 — EUR/t —

1004 00 00 9400 — EUR/t —

1005 10 90 9000 — EUR/t —

1005 90 00 9000 A00 EUR/t 0

1007 00 90 9000 — EUR/t —

1008 20 00 9000 — EUR/t —

1101 00 11 9000 — EUR/t —
1101 00 15 9100 A00 EUR/t 21,25
1101 00 15 9130 A00 EUR/t 19,50
1101 00 15 9150 A00 EUR/t 18,00
1101 00 15 9170 A00 EUR/t 16,75
1101 00 15 9180 A00 EUR/t 15,75
1101 00 15 9190 — EUR/t —
1101 00 90 9000 — EUR/t —
1102 10 00 9500 A00 EUR/t 56,25
1102 10 00 9700 A00 EUR/t 44,25
1102 10 00 9900 — EUR/t —
1103 11 10 9200 A00 EUR/t 0 (1)
1103 11 10 9400 A00 EUR/t 0 (1)
1103 11 10 9900 — EUR/t —
1103 11 90 9200 A00 EUR/t 0 (1)
1103 11 90 9800 — EUR/t —

(1) Enthält das Erzeugnis gepressten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000,
S. 14).
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RICHTLINIE 2000/84/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 19. Januar 2001

zur Regelung der Sommerzeit

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1)

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der achten Richtlinie 97/44/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juli 1997 zur Rege-
lung der Sommerzeit (4) sind für die Jahre 1998, 1999,
2000 und 2001 Tag und Uhrzeit für den Beginn und
das Ende der Sommerzeit in allen Mitgliedstaaten
einheitlich festgelegt worden.

(2) Da die Mitgliedstaaten die Bestimmungen über die
Sommerzeit anwenden, ist es für das Funktionieren des
Binnenmarkts von Bedeutung, dass Tag und Uhrzeit des
Beginns und des Endes der Sommerzeit weiterhin
einheitlich in der gesamten Gemeinschaft festgelegt
werden.

(3) Der Zeitraum zwischen Ende März und Ende Oktober
eignet sich nach Auffassung der Mitgliedstaaten am
besten für die Sommerzeit und sollte daher beibehalten
werden.

(4) Das ordnungsgemäße Funktionieren bestimmter
Sektoren, nicht nur der Sektoren Verkehr und Kommu-
nikation, sondern auch anderer Industriesektoren, erfor-
dert eine stabile und langfristige Zeitplanung. Daher
sollte die Regelung der Sommerzeit auf unbestimmte
Zeit festgelegt werden. Nach Artikel 4 der Richtlinie
97/44/EG nehmen das Europäische Parlament und der
Rat vor dem 1. Januar 2001 die ab 2002 anzuwendende
Regelung an.

(5) Der Klarheit und Eindeutigkeit halber sollte der Zeitraum
für die Anwendung der Sommerzeit alle fünf Jahre für
die folgenden fünf Jahre bekannt gegeben werden.

(6) Darüber hinaus sollte die Anwendung dieser Richtlinie
auf der Grundlage eines Berichts über die Auswirkungen
dieser Bestimmungen in allen betroffenen Sektoren über-
wacht werden, den die Kommission dem Europäischen
Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss vorzulegen hat. Dieser Bericht muss auf den
Informationen beruhen, die die Mitgliedstaaten der

Kommission rechtzeitig übermitteln, damit der Bericht
zum festgelegten Zeitpunkt vorgelegt werden kann.

(7) Da die vollständige Angleichung der Sommerzeitrege-
lung zur Erleichterung des Verkehrs und der Kommuni-
kation auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend erreicht werden und daher besser auf Gemein-
schaftsebene verwirklicht werden kann, kann die
Gemeinschaft entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip
nach Artikel 5 des Vertrags Maßnahmen ergreifen. Diese
Richtlinie geht nicht über das für die Erreichung dieses
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(8) Aus geografischen Gründen sollte die einheitliche Rege-
lung der Sommerzeit nicht für die überseeischen Gebiete
der Mitgliedstaaten gelten —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

„Sommerzeit“ im Sinne dieser Richtlinie ist die Zeit des Jahres,
in der die Uhr gegenüber der Uhrzeit während der übrigen Zeit
des Jahres um 60 Minuten vorgestellt wird.

Artikel 2

Ab dem Jahr 2002 beginnt die Sommerzeit in jedem Mitglied-
staat am letzten Sonntag im März um 1 Uhr morgens Weltzeit.

Artikel 3

Ab dem Jahr 2002 endet die Sommerzeit in jedem Mitglied-
staat am letzten Sonntag im Oktober um 1 Uhr morgens
Weltzeit.

Artikel 4

Die Kommission veröffentlicht zum ersten Mal zum Zeitpunkt
der Veröffentlichung dieser Richtlinie und danach alle fünf
Jahre im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (5) eine
Mitteilung der Daten des Beginns und des Endes der Sommer-
zeit für die folgenden fünf Jahre.

Artikel 5

Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament, dem
Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens am
31. Dezember 2007 über die Auswirkungen dieser Richtlinie in
den betroffenen Sektoren.

Dieser Bericht beruht auf Informationen, die die Mitgliedstaaten
der Kommission spätestens am 30. April 2007 übermitteln.

Die Kommission legt im Anschluss an die Schlussfolgerungen
dieses Berichts erforderlichenfalls geeignete Vorschläge vor.

(1) ABl. C 337 E vom 28.11.2000, S. 136.
(2) Stellungnahme vom 29. November 2000 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 12. Dezember

2000 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des
Rates vom 20. Dezember 2000.

(4) ABl. L 206 vom 1.8.1997, S. 62. (5) ABl. C 35 vom 2.2.2001.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2.2.2001L 31/22

Artikel 6

Diese Richtlinie gilt nicht für die überseeischen Gebiete der
Mitgliedstaaten.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am
31. Dezember 2001 nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 8

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 9

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 2001.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Die Präsidentin

N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. RINGHOLM
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Entscheidung 2001/8/EG der Kommission vom 29. Dezember 2000 zur Änderung der Entschei-
dung 2000/764/EG über die Untersuchung von Rindern auf bovine spongiforme Enzephalopathie und zur
Aktualisierung von Anhang IV der Entscheidung 98/272/EG über die epidemiologische Überwachung der

transmissiblen spongiformen Enzephalopathien

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 2 vom 5. Januar 2001)

Auf Seite 31, Anhang IV A, Ziffer 3:

anstatt: „CEA-Test“

muss es heißen: „Bio-Rad-Test“.
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